


Entscheidungsgründe

Gemäß § 495a ZPO bestimmt das Gericht das Verfahren nach billigem Ermessen. Innerhalb die-

ses Entscheidungsrahmens berücksichtigt das Gericht grundsätzlich den gesamten Akteninhalt.

Die Beklagte hat trotz Fristsetzung zur Klageerwiderung und Hinweis auf die Folgen der Nichtein-

haltung dieser Frist keine Äußerung zum Klagevorbringen abgegeben, so dass auf Grundlage des 

klägerischen Vortrages zu entscheiden war.

Die Beklagte machte unberechtigte Schadensersatzansprüche gegenüber dem Kläger, als Mieter 

eines ihrer Fahrzeuge, geltend. Der Kläger bediente sich zur Abwehr dieser Schadensersatzan-

sprüche der rechtlichen Vertretung des RA Dr. Böse. Daraufhin verzichtete die Beklagte auf die 

Geltendmachung der Schadensersatzansprüche. Für die rechtliche Vertretung des Klägers stell-

te RA Dr. Böse 159,00 € in Rechnung.

Der Kläger hat einen Anspruch gegen die Beklagte auf Erstattung der für die anwaltliche Vertre-

tung angefallenen Kosten aus § 280 Abs.1 BGB.

Die Kostenentscheidung beruht auf § 91 ZPO.

Die Entscheidung zur vorläufigen Vollstreckbarkeit hat ihre Rechtsgrundlage in den §§ 708 Nr. 11, 

713 ZPO.

Rechtsbehelfsbelehrung:

 

Gegen die Entscheidung kann das Rechtsmittel der Berufung eingelegt werden. Die Berufung ist nur zuläs-
sig, wenn der Wert des Beschwerdegegenstands 600 Euro übersteigt oder das Gericht des ersten Rechtszu-
ges die Berufung im Urteil zugelassen hat. 

Die Berufung ist binnen einer Notfrist von einem Monat bei dem 

Landgericht München I
Prielmayerstraße 7
80335 München

einzulegen. 

Die Frist beginnt mit der Zustellung der vollständigen Entscheidung, spätestens mit Ablauf von fünf Monaten 
nach der Verkündung der Entscheidung. 
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